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Im August 2016 ist in Österreich das Gesetz über die Ausbildungspflicht bis  

18 (Ausbildungspflichtgesetz) in Kraft getreten. Es ist zentraler Bestandteil 

des innovativen Programms »AusBildung bis 18«, das mit umfangreichen  

Reformvorhaben im Bereich der Prävention, Intervention und Kompensation  

den Abschluss einer Erstausbildung für möglichst alle Jugendlichen in Öster

reich sicherstellen soll. Der Beitrag geht einleitend auf die Hintergründe ein,  

die zu den Reformmaßnahmen geführt haben, und beschreibt diese in ihrer  

Zielsetzung und Umsetzung und die damit verbundenen Erwartungen. 

­

Früher Bildungsabbruch – neue Datenlage 
verdeutlicht Reformbedarf 

In Österreich endet die Schul- bzw. Unterrichtspflicht ähn­
lich wie in Deutschland vergleichsweise früh. Das Gesetz 
über die Schulpflicht sieht vor, dass diese am 1. Septem­
ber nach der Vollendung des sechsten Lebensjahrs beginnt 
und nach neun Jahren endet (Schulpflichtgesetz §§ 2 und 
3). Im Anschluss daran kann eine berufsbildende mittlere 
oder höhere Schule, eine allgemeinbildende höhere Schu­
le oder eine duale Ausbildung besucht werden, dies fällt 
jedoch nicht mehr unter die allgemeine gesetzliche Schul­
pflicht. Damit ist die Entscheidung für einen beruflichen 
Werdegang für jene, die keine allgemeinbildende höhere 
Schule besuchen, im individuellen Reifeprozess früh und 
in einer herausfordernden Lebensphase angelegt (vgl. Lit­
schel/Löffler 2015). 
Im Jahr 2013/14 hat das Bundesministerium für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz (BMASK) gemeinsam 
mit Statistik Austria und dem österreichischen Arbeits­
marktservice (AMS) mit dem Bildungsbezogenen Erwerbs­
karrierenmonitoring (BibEr) eine neue, ergänzende Regis­
ter-Datenbasis entwickelt (vgl. Infokasten). 
Diese Vollerhebung zeigt, dass das Phänomen des frühen 
Bildungsabbruchs in Österreich wesentlich ausgeprägter 
ist als bisher angenommen. Wird die Altersgruppe der 15- 
bis 24-Jährigen herangezogen, so liegt die Zahl der frühen 
Bildungsabbrecher/-innen im Jahr 2010 bei 15,5 Prozent 
(vgl. Steiner/Pessl/Bruneforth 2016, S. 184). Die 
Verlaufsdaten auf personenbezogener Ebene geben zudem 
Auskunft über die Arbeitsmarktperfomance in Bezug auf 

Einstieg und Verbleib in den ersten eineinhalb Jahren. Von 
den frühen Ausbildungsabbrecherinnen/-abbrechern (15 
bis 24 Jahre) zum Stichtag 31.10.2011 sind 18 Monate 
später acht Prozent in Ausbildung, rund 40 Prozent sind 
erwerbstätig und von 21 Prozent ist der Status unbekannt 
(vgl. Wanek-Zajic u. a. 2015, S. 48). 
Betrachtet man die Anteile früher Ausbildungsabbre­
cher/-innen nach Schulform in der Sekundarstufe II, so 
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ergibt sich ein besonderer Handlungsbedarf in den berufs­
bildenden Schulformen (vgl. Tab.). Hier liegen die Anteile 
deutlich über denen in den allgemeinbildenden höheren 
Schulen. 
Diese empirische Grundlage war bisher in Österreich nicht 
verfügbar. Sie zeigt jedoch deutlich, dass ein Reformbe­
darf im Bereich der Maßnahmen für frühe Ausbildungsab­
brecher/-innen besteht. Dies wird dadurch unterstrichen, 
dass Personen ohne oder mit höchstens einem Pflicht­
schulabschluss das mit Abstand höchste Arbeitslosenrisiko 
in Österreich aufweisen. 

Entwicklung der Jugendarbeitsmarktpolitik 
in Österreich 

Bereits seit 1998 wurde im Rahmen des Jugendausbil­
dungssicherungsgesetzes (JASG) mit der Einführung von 
Übergangslehrgängen in Regionen mit einer relevanten 
Lehrstellenlücke auf die steigende Zahl von Lehrstellensu­
chenden reagiert. Jugendlichen sollte eine Orientierungs- 
und Nachreifungsmöglichkeit eröffnet werden. Hierzu 
werden sie mittels sozialpädagogischer Begleitung und der 
Vermittlung von Praktika bei der Suche nach einer betrieb­
lichen Ausbildung unterstützt. Diese Maßnahme wurde 
bedarfsgerecht bundesweit ausgedehnt und in der Folge 
um Lehrgänge erweitert, die vom Umfang her eine gesam­
te betriebliche Ausbildung in Lehrwerkstätten abdecken. 
Im Jahr 2008 wurde dann die Ausbildungsgarantie einge­
führt.1 Die Ausbildungsgarantie ermöglicht allen Jugend­
lichen, die sich für eine duale Ausbildung entschieden, 
jedoch keine betriebliche Lehrstelle gefunden haben, eine 
Möglichkeit der Lehrausbildung, finanziert durch den ös­
terreichischen AMS. Diese beinhaltet zwei Formen der 
überbetrieblichen Ausbildung: 

•	 Zum einen können bis zu einjährige Orientierungs- und 
Unterstützungsmaßnahmen besucht werden, die mit 
der Vermittlung von Praktika in Betrieben den Übertritt 
in eine betriebliche Ausbildung begünstigen, 

•	 zum anderen wird das Lehrwerkstättensystem mit einer 
vollständigen Lehrausbildung bis zur Lehrabschlussprü
fung angeboten. 

Begleitet werden diese Maßnahmen von einem breiten An
gebot an Vorschalt- und Unterstützungsleistungen im per
sönlichen und fachlichen Bereich sowie dem Ausgleich et
waiger Schuldefizite bzw. dem Ausbau von Kompetenzen. 
Getragen werden diese Maßnahmen vom Sozialministe­  
riumsservice2 (SMS) und vom AMS. Beide Institutionen 
sind dem BMASK zuzuordnen. 
Seit 2012 ist darüber hinaus das Jugendcoaching als un
terstützende Maßnahme etabliert. Mit der Zielsetzung,
bereits während des Schulbesuchs Begleitung und Inter
ventionsmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen, können 
Jugendliche zwischen 13 und 18 Jahren dieses Coaching 
in Anspruch nehmen. Für Lehrlinge in der betrieblichen 
Ausbildung steht seit 2014 analog das Lehrlingscoaching 
zu Verfügung. 
Die duale Ausbildung und die Jugendarbeitsmarktpolitik 
sind nachhaltige Instrumente gegen Jugendarbeitslosig
keit. Trotz allem ist ein gewisser Anteil an Jugendlichen 
identifizierbar, der ohne weitere Ausbildung oder mit ei
nem Ausbildungsabbruch in der Sekundarstufe II verbleibt. 
Damit zählen diese Jugendlichen bereits vor dem Einstieg 
in den Arbeitsmarkt zu den Hauptrisikogruppen, die von 
Arbeitslosigkeit betroffen sind. Bisher ist es auch mit einem 
breiten Maßnahmenangebot nicht gelungen, diese Gruppe 
(wieder) in das Ausbildungssystem zu integrieren. 

Ziel einer rechtlich verankerten Ausbildungspflicht 

Die Ausbildungspflicht besagt, dass alle Jugendlichen zwi
schen 15 und 18 Jahren mit Wohnsitz in Österreich nach 
Beendigung der Pflichtschule eine Ausbildung absolvieren 
müssen. Dies kann in Form von vollschulischer beruflicher 
bzw. allgemeinbildender Ausbildung oder durch eine du
ale Ausbildung erfüllt werden. Ebenso gilt die Teilnahme 
an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik wie der 
überbetrieblichen Lehrausbildung oder des Erlangens der 
Ausbildungsreife als Erfüllung der Ausbildungspflicht.
Auch stabilisierende Maßnahmen wie Produktionsschulen, 
Therapien oder Arbeitstraining werden in diesem Zusam
menhang als Ausbildungen gemäß der Ausbildungspflicht 
anerkannt. 
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1 Die Ausbildungsgarantie ist im Arbeitsmarktservicegesetz in den §§29, 2 Der Sozialministeriumsservice entspricht dem vorherigen Bundessozial­

38d und 38e verankert, die Maßnahmen im Rahmen der Ausbildungs- amt, der Arbeitsmarktservice ist mit der Bundesagentur für Arbeit gleich­

garantie im Berufsausbildungsgesetz §30. zusetzen. 
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Ausgenommen von der Ausbildungspflicht sind alle Ju­
gendlichen nach Beendigung der Schulpflicht, die eine 
Erstausbildung erfolgreich abgeschlossen haben. Die Aus­
bildungspflicht ruht nach § 7 Ausbildungspflichtgesetz, 
wenn die Jugendlichen Kinderbetreuungsgeld beziehen, 
Präsenz- oder Zivildienst ableisten, Freiwilligendienst 
in anerkannten Institutionen leisten oder »berücksichti­
gungswürdige Gründe« vorliegen. 
Im Herbst 2017 wird der erste Jahrgang »ausbildungs­
pflichtig«. Bis dahin sollen das begleitende Programm und 
die damit verbundenen Maßnahmen weitgehend imple­
mentiert sein. Ab Juli 2018 ist eine Möglichkeit zur Sank­
tion gegenüber Erziehungsberechtigten vorgesehen. Dies 
ist nicht unumstritten, allerdings ist in § 17 des Ausbil­
dungspflichtgesetzes3 ausdrücklich die schuldhafte Verlet­
zung der Ausbildungspflicht durch Erziehungsberechtigte 
als einziger Sanktionsgrund definiert. Sanktionen können, 
müssen aber nicht verhängt werden, die Entscheidung 
liegt bei der Bezirksverwaltungsbehörde. Im Vordergrund 
steht Prävention gemäß gesetzlich definierter Aktivitäten 
zur Unterstützung. 
Hintergrund der Verpflichtung zur Ausbildung ist ein an­
derer: Ohne eine gesetzliche Festschreibung können be­
stimmte Maßnahmen wie z. B. die Kontaktaufnahme von 
Unterstützungseinrichtungen, ein Meldewesen und Ähnli­
ches nicht eingeführt werden. Es könnten keine Informa­
tionen an Institutionen und Einrichtungen übermittelt und 
Interventionen gesetzt werden, ohne dass der/die Jugend­
liche von sich aus aktiv wird. 

Eckpunkte der Intervention bei Nichterfüllung 
der Ausbildungspflicht 4 

Über ein zentrales Meldesystem sind Institutionen und Ein­
richtungen wie der AMS, die Lehrlingsstellen5, Bildungs­
träger, die Sozialversicherung und der SMS verpflichtet, 
Zu- und Abgänge von Personen, die der Ausbildungspflicht 
unterliegen, (nach Beendigung der Schulpflicht) an die 
Statistik Austria zu melden. Diese Meldung erfolgt quar­
talsweise zu einem Stichtag. Jene Abgänge, die nach vier 
Monaten nicht als Zugänge in eine andere schulische oder 
betriebliche Ausbildung bzw. Maßnahme der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik aufscheinen, keine Erstausbildung 
beendet haben und unter 18 Jahre sind, werden an eine 

3 www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_I_62/BGBLA_ 

2016_I_62.pdf (Stand: 30.03.2017) 

4 Vgl. Sozialministeriumsservice 2016 

5 Lehrlingsstellen sind bei der Wirtschaftskammer angesiedelte Aufsichts­

stellen mit behördlichem Charakter. Sie nehmen unter anderem die 

Lehrabschlussprüfungen ab, stellen Zeugnisse aus, erteilen Bescheide zur 

betrieblichen Ausbildungsgenehmigung und dienen darüber hinaus als 

Anlaufstelle für Auszubildende und Betriebe. 

bundesweit zuständige Koordinierungsstelle, die die Un­
terstützungsmaßnahmen steuert, übermittelt. Die Koordi­
nierungsstelle untersteht dem SMS. Damit wird der Inter­
ventionsablauf in Gang gesetzt (vgl. Abb.). 
Die Koordinierungsstelle unterrichtet das Jugendcoaching 
und die Erziehungsberechtigten. Gleichzeitig nehmen die 
Mitarbeiter/-innen des Jugendcoachings ihrerseits Kon­
takt mit den Erziehungsberechtigten und in der Folge mit 
den Jugendlichen auf. Die ausgebildeten Jugendcoachs 
haben die Aufgabe, die Situation zu klären und gemein­
sam mit dem/der Jugendlichen einen Entwicklungs- und 
Betreuungsplan zu erstellen. 
Darüber hinaus können sie die Jugendlichen im Sinne ei­
nes Case Management weiter begleiten, sie in andere Un­
terstützungsmaßnahmen vermitteln und die notwendigen 
Schritte mit ihnen gemeinsam unternehmen. Dies wird mit 
den Koordinierungsstellen in einem Fallmanagement ab­
gestimmt und dokumentiert. 
Eine begleitende Evaluierung unterstützt die Implementie­
rung und Steuerung. Darüber hinaus sind im Rahmen der 
Evaluierung in den Jahren 2017 und 2018 die Neu- und 

www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_I_62/BGBLA
http://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2016_I_62/BGBLA_2016_I_62.pdf
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Weiterentwicklung von Maßnahmen der aktiven Arbeits­
marktpolitik und der Erreichung von Zielgruppen vorge­
sehen. 

Das Rahmenprogramm »AusBildung bis 18« 

Die gesetzlich festgeschriebene Ausbildungspflicht ist nur 
ein Teil des Programms »AusBildung bis 18«, in welchem 
ein hohes Potenzial zur Reform der Berufsbildung in Öster­
reich identifiziert werden kann. An der Ausarbeitung des 
Programms sind vier Bundesministerien6 beteiligt. Damit 
wird eine ressortübergreifende Umsetzung sichergestellt. 
Neben der Umsetzung der gesetzlichen Regelungen sind 
eine Reihe von weiteren Maßnahmen wie die systemati­
sche Erhebung und Vernetzung des vielfältigen und ge­
wachsenen Unterstützungsangebots für Jugendliche und 
dessen zielgerichteter Ausbau geplant. Außerdem wird 
erstmals eine vertiefte Betrachtung der betrieblichen Aus­
bildung über die Lehrlingsstellen und die Wirtschaftskam­
mern hinaus möglich. Schlögl/Mayerl (2013) belegen 
einen Zusammenhang zwischen der betrieblichen Ausbil­
dungsqualität und einem geplanten Prüfungsantritt zur 
Lehrabschlussprüfung. Die betriebliche Ausbildung ist zu 
einem gewissen Grad eine Blackbox. Zwischen dem An­
tritt einer Lehre und der Lehrabschlussprüfung sind keine 
qualitätssichernden Maßnahmen (z. B. Ausbildungsdoku­
mentationen, Zwischenprüfungen) vorgesehen. Erst nach 
Absolvierung der gesamten Lehrzeit werden Schwächen 
in der betrieblichen Ausbildung sichtbar, deren Kompen­
sation in die außerbetriebliche Weiterbildung sowie in die 
aktive Arbeitsmarktpolitik verlagert wurde. Eine direkte 
Kontrolle der betrieblichen Ausbildungsqualität konnte 
bislang unter den Sozialpartnern nicht konsensual verein­
bart werden. 
Durch das Programm »AusBildung bis 18« besteht die 
Chance, vor allem im Bereich der vollschulischen und du­
alen Erstausbildung größere Transparenz (insbesondere 
durch die zeitnahe Meldung der Abbrüche) zu schaffen. 
Nicht nur die Möglichkeiten zur Prävention, Intervention 

6 In den beteiligten Bundesministerien sind Agenden der Ausbildung 

verortet. Es handelt sich dabei um das BMASK (Arbeitsmarktpolitik), das 

Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (betriebli­

che Ausbildung), das Bundesministerium für Bildung (schulische und 

berufsschulische Ausbildung) sowie das Bundesministerium für Familie 

und Jugend (außerschulische Jugendarbeit). 

und Kompensation auf der Maßnahmenebene werden 
erhöht, vor allem wird ressortübergreifend die Zielgrup­
pe von Jugendlichen nach der Pflichtschule als Gesamtes 
betrachtet. Die bisherige Parallelstruktur der unterschied­
lichen Ausbildungsformate wird damit ein Stück weit auf­
gehoben. 
Das Risiko, dass Betriebe und Schulen sich durch die Pflicht 
zur Ausbildung stärker auf kompensatorische Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik (z. B. überbetriebliche Aus­
bildung) verlassen, ist nicht von der Hand zu weisen. Umso 
entscheidender ist der breite Ansatz der Reformen unter 
Einbeziehung aller Stakeholder. Erklärtes Ziel ist nicht nur, 
die Erstausbildung für alle Jugendlichen zu ermöglichen, 
sondern ebenso die Durchlässigkeit zwischen den Ausbil­
dungsformaten zu erhöhen und ausreichend Angebote zu 
garantieren. Erfolgskritisch bleibt die Kooperationsbereit­
schaft der involvierten Ministerien und Behörden ebenso 
wie die konstruktive Begleitung durch Sozialpartner und 
weitere Stakeholder. 
Die Ziele der Ausbildungspflicht sind sowohl eine früh­
zeitige Intervention bei Ausbildungsabbrüchen als auch 
die Sicherstellung einer Ausbildung für alle bis 18 Jahre. 
Die Chancen liegen in der neuartigen Zusammenarbeit 
verschiedener Ressorts und in dem breit angelegten Pro­
gramm der Ausbildung bis 18. Mit ersten Ergebnissen ist 
Ende 2018 zu rechnen, bis dahin steht die Implementie­
rung im Vordergrund. s
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